
Aktenzeichen: 10 AZR 214/96 
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10 AZR 214/96
2 Sa 430/95 Mecklenburg-Vorpommern

Verkündet am 
6. November 1996

Im Namen des Volkes!

U r t e i l
Susdorf,
Reg.-Sekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gern. § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung am 6. November 1996 durch den Vor 
sitzenden Richter Dr.h.c. Matthes, die Richter Hauck und 
Böck sowie den ehrenamtlichen Richter Schaeff und die ehren 
amtliche Richterin Tirre für Recht erkannt:
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Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 
28. Februar 1996 - 2 Sa 430/95 - aufgehoben.
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Schwerin vom 16. August 1995 
- 22 Ca 4374/94 - abgeändert.
Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflich­
tet ist, dem Kläger für die Dauer seiner Tätig­
keit als Krankenpfleger in der Klinik für Neuro­
logie und Psychiatrie im Städtischen Krankenhaus 
W auf der psychiatrischen Station monatlich
seit dem 1. Februar 1994 die Pflegezulage gemäß 
Protokollerklärung Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe b) der 
Anlage 1 b Abschnitt A des BAT-0 zu zahlen.
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
797,40 DM brutto zuzüglich 4 % Zinsen seit dem 
28. Dezember 1994 zu zahlen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darum, ob dem Kläger eine Pflegezulage 
zusteht.

Der Kläger ist seit 1986 bei der Beklagten als Krankenpfle­
ger beschäftigt. Aufgrund beiderseitiger Tarifbindung findet der 
BAT-0 auf das Arbeitsverhältnis Anwendung. Der Kläger wird für 
seine Tätigkeit nach der VergGr. Kr. VI des BAT-0 vergütet. Er 
ist in der Klinik für Neurologie und Psychiatrie auf der psychia­
trischen Station II beschäftigt und übt dort die Grund- und Be­
handlungspflege bei den Patienten aus. Die Beklagte verfügt in
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der psychiatrischen Abteilung über zwei Stationen, die grundsätz 
lieh unverschlossen sind. Auf jeder dieser Stationen werden zwei 
abschließbare Zimmer für Patienten bereit gehalten, die die Sta­
tion grundsätzlich nicht verlassen dürfen und am Verlassen gehin 
dert werden müssen. Die Anzahl dieser Patienten beträgt jeden­
falls weniger als 20 %. Die Zimmer dieser Patienten sind in der 
Regel nicht abgeschlossen. Die Pfleger haben von ihrem Dienstzim 
mer die Ausgangstür im Blickfeld. Sie können die fraglichen Pati 
enten damit am Verlassen der Station hindern.

Der Kläger begehrt mit seiner Klage eine Pflegezulage nach 
Abs. 1 Buchstabe b) der Protokollerklärung Nr. 1 des Abschn. A 
der Anlage 1 b zum BAT-0, die folgenden Wortlaut hat:

"Nr. 1
(1) Pflegepersonen der VergGr. Kr. I bis Kr.

VII, die die Grund- und Behandlungspflege
zeitlich überwiegend bei
a) an schweren Infektionskrankheiten er­

krankten Patienten (z.B. Tuberkulose- 
Patienten), die wegen der Ansteckungsge­
fahr in besonderen Infektionsabteilungen 
oder Infektionsstationen untergebracht 
sind,

b) Kranken in geschlossenen oder halbge­
schlossenen (Open-door-System) psychia­
trischen Abteilungen oder Stationen,

c) Kranken in geriatrischen Abteilungen 
oder Stationen,

d) gelähmten oder an multipler Sklerose er- 
kankten Patienten,

e) Patienten nach Transplantationen innerer 
Organe oder von Knochenmark,

f) an AIDS (Vollbild) erkrankten Patienten,

4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

g) Patienten bei denen Chemotherapien
durchgeführt oder die mit Strahlen oder 
mit inkorporierten radioaktiven Stoffen 
behandelt werden,
ausüben, erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine monatliche Zulage von 
90 DM."

Der Kläger ist der Ansicht, er sei auf einer halbgeschlosse­
nen Station im Sinne der genannten Protokollerklärung tätig, da 
ständig Patienten vorhanden seien, die am Verlassen der Station 
gehindert werden müssen. Er hat beantragt,

1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, ihm für die Dauer seiner Tätigkeit als 
Krankenpfleger in der Klinik für Neurologie 
und Psychiatrie im Städtischen Krankenhaus
W , auf der psychiatrischen Station monat­
lich seit dem 1. Februar 1994 die Pflegezulage 
gemäß Protokollerklärung Nr. 1 Abs. 1 Buchsta­
be b) der Anlage 1 b Abschnitt A des Bundes- 
Angestelltentarifvertrages (BAT-O) zu zahlen;

2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 797,40 DM 
brutto zuzüglich 4 % Zinsen seit dem 28. De­
zember 1994 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, alleine der Umstand, daß 
vereinzelt Patienten unter Verschluß gehalten werden müßten, 
mache die psychiatrische Station nicht zu einer halbgeschlossenen 
Station.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger sein 
Klagebegehren weiter. Die Beklagte bittet um Zurückweisung der
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E n t s c h e i d u n a s q r ü n d e  s

Die Revision des Klägers ist begründet. Ihm steht die be­
gehrte Pflegezulage zu, da er auf einer halbgeschlossenen Abtei­
lung tätig ist.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, dem Kläger stehe 
die Zulage für die Grund- und Behandlungspflege von Kranken in 
einer geschlossenen oder halbgeschlossenen (Open-door-System) 
psychiatrischen Abteilung oder Station nicht zu, weil er seine 
Tätigkeit nicht zeitlich überwiegend in einer solchen Station 
ausübe. Dem folgt der Senat nicht.

II. Der Kläger hat Anspruch auf eine Pflegezulage gemäß Abs. 1 
Buchstabe b) der Protokollerklärung Nr. 1 des Abschnittes A der 
Anlage 1 b) zum BAT-O. Danach erhalten Pflegepersonen der Vergü­
tungsgruppen Kr. I bis Kr. VII, die die Grund- und Behandlungs­
pflege zeitlich überwiegend bei Kranken in geschlossenen oder 
halbgeschlossenen (Open-door-System) psychiatrischen Abteilungen 
oder Stationen ausüben, für die Dauer dieser Tätigkeit eine mo­
natliche Zulage.

1. Zwischen den Parteien besteht kein Streit, daß der Kläger, 
abgesehen von den arbeitszeitlichen Anforderungen, alle Voraus­
setzungen der tariflichen Zulage erfüllt. Der Kläger ist als 
Pfleger in der Vergütungsgruppe Kr. VI auf der psychiatrischen 
Station II der neurologisch-psychiatrischen Abteilung des Städti-
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eingesetzt und übt dort die Grund- und 
Behandlungspflege bei den Patienten aus.

2. Bei dieser Abteilung handelt es sich um eine halbgeschlosse­
ne Station i.S. der Tarifvorschrift.

Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl. Urteil 
vom 6. Dezember 1995 - 10 AZR 3/95 -, n.v.) ist im Hinblick auf 
die in der Station betreuten Patienten zu beurteilen, ob eine ge­
schlossene oder halbgeschlossene Station vorliegt. In beiden Fäl­
len steht die Schlüsselgewalt ausschließlich dem Pflegepersonal 
zu. Auf einer geschlossenen Station dürfen die Patienten die Sta­
tion grundsätzlich nicht verlassen, während auf einer halbge­
schlossenen Station der einzelne Patient mit Zustimmung einer 
verantwortlichen Person die Station verlassen darf. Die von psy­
chisch kranken Menschen ausgehende Gefahr für sie selbst, für an­
dere Patienten und für das Pflegepersonal muß es erforderlich ma­
chen, daß die Station in gewissem Umfang geschlossen zu halten 
ist, um so eine ständige Übersicht über den Aufenthalt der Pati­
enten und die Anwesenheit von Personen zu haben, die durch die 
Patienten gefährdet werden können. Der Abgeltung der durch diese 
besonderen Gegebenheiten bedingten Erschwernisse der Arbeit dient 
die Erschwerniszulage.

Das Landesarbeitsgericht hat für die Revisionsinstanz bin­
dend festgestellt, daß die Patienten der psychiatrischen Stati­
on II diese zwar grundsätzlich ohne Kontrolle verlassen können, 
auf der Station aber auch Patienten untergebracht sind und behan­
delt werden, die je nach ihrem akuten Krankheitszustand entweder
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in verschlossenen Krankenzimmern gehalten werden müssen oder bei 
offenen Zimmern doch der ständigen Aufsicht bedürfen, um sie je­
derzeit am Verlassen der Station hindern zu können. Damit ist 
aber die psychiatrische Station II eine im gewissen Umfang ge­
schlossen gehaltene Station i.S. der Rechtsprechung des Senats 
und damit eine halbgeschlossene Station i.S. der Tarifvorschrift.

3. Der Kläger übt seine Tätigkeit, nämlich die Grund- und Be­
handlungspflege an den Patienten dieser Station auch zeitlich 
überwiegend, nämlich während seiner gesamten Arbeitszeit aus.

Die Ansicht des Landesarbeitsgerichts und der Beklagten, die 
Grund- und Behandlungspflege, die den Anspruch auf die Zulage be­
gründe, müsse gerade an Patienten erbracht werden, die einer ge­
schlossenen oder überwachten Unterbringung bedürfen, findet im 
Tarifwortlaut keine Stütze.

Die Protokollerklärung Nr. 1 stellt in den Fällen der Buch­
staben a) und d) bis g) auf bestimmte Patientengruppen ab, die an 
bestimmten Krankheiten leiden. Demgegenüber stellen die Fälle der 
Buchstaben b) und c) allein darauf ab, daß die Kranken sich in 
bestimmten Abteilungen befinden, nämlich entweder in geschlosse­
nen oder halbgeschlossenen psychiatrischen Abteilungen oder in 
geriatrischen Abteilungen oder Stationen. In diesen beiden Fällen 
genügt es, daß der Arbeitnehmer die Grund- und Behandlungspflege 
eines Patienten ausübt, die in diesen Stationen untergebracht 
sind und dort behandelt werden, unabhängig davon, an welcher Er­
krankung diese Patienten leiden und welche Erschwernisse und Ge­
fahren für die.Behandlung und Pflege von ihnen ausgehen.
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Diese Regelung mag auf den ersten Blick nicht einleuchten, 
ergibt aber doch einen Sinn. Wollte man - wie die Beklagte 
meint - darauf abstellen, wieviel Zeit jeweils der Arbeitnehmer 
auf die Pflege gerade solcher Patienten verwendet, die einer 
überwachten Unterbringung bedürfen, wäre der Anspruch auf die Er 
schwerniszulage abhängig von der jeweiligen Zahl solcher Patien­
ten und dem im Einzelfall erforderlichen Zeitaufwand für die 
Pflege gerade dieser Patienten, der dann laufend festgehalten 
werden müßte. Ob die Regelung der Nr. 1 der Protokollerklärung 
insgesamt sinnvoll und ausgewogen ist, hat der Senat nicht zu 
entscheiden. Es ist Sache der Tarifvertragsparteien, darüber zu 
befinden, welche Tätigkeiten einen Anspruch auf eine Erschwernis 
Zulage begründen sollen.

Damit waren die Entscheidungen des Arbeitsgerichts und des 
Landesarbeitsgerichts abzuändern und der Klage stattzugeben.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Schaeff
Matthes Hauck

Tirre
Böck
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